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Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag der Ver­
kündigung des Evangeliums in Wort und Tat be­
stimmt und auf ihn gerichtet. Alle kirchlichen Mit­
arbeiter wirken, jeder in seinem Dienst, an der Er­
füllung dieses Auftrages mit.

Im Bewußtsein ihrer gemeinsamen Aufgabe sol­
len die Mitarbeiter in allen kirchlichen Dienststel­
len und Einrichtungen sich zu vertrauensvoller Zu­
sammenarbeit verbinden und sich gegenseitig im 
Verständnis ihres kirchlichen Auftrags stärken.

Die gemeinsame Verantwortung für den Dienst 
der Kirche verbindet die Mitglieder der Dienststel­
lenleitungen und alle Mitarbeiter zu einer Dienstge­
meinschaft; diese begründet Recht und Pflicht aller 
Mitarbeiter, an der Gestaltung der Dienstverhält­
nisse und an der Fürsorge für den einzelnen mitzu­
wirken.

Hierzu hat die Landessynode das folgende kirch­
liche Gesetz beschlossen:

I. Allgemeines

§ 1
Grundsatz

In den kirchlichen Dienststellen im Bereich der 
Evangelischen Landeskirche in Baden sind nach 
Maßgabe dieses Gesetzes Mitarbeitervertretungen 
zu bilden.

§ 2
Kirchliche Dienststellen

Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind
a) die Dienststellen, Anstalten und Einrichtungen, 

deren Rechtsträger die Kirchengemeinden, die 
Kirchenbezirke oder die Landeskirche sind,

b) die Werke, Anstalten und Einrichtungen selb­
ständiger diakonischer oder sonstiger kirchlicher 
Rechtsträger, die dieses Gesetz übernehmen.

§ 3
Mitarbeiter

(1) Mitarbeiter im Sinne dieses Gesetzes sind alle 
Personen, die in kirchlichen Dienststellen hauptbe­
ruflich, nebenberuflich oder zu ihrer Ausbildung 
beschäftigt sind.

(2) Mitarbeiter im Sinne dieses Gesetzes sind nicht 
die Mitglieder der verfassungs- oder satzungsgemä­
ßen Dienststellenleitungen (§ 4).

(3) Das Verhältnis der Diakonissen, Diakonie­
schwestern, Verbandsschwestern und Diakone zu 
ihrem Mutterhaus, ihrer Schwesternschaft oder 
ihrem Brüderhaus und zu deren Ordnungen bleibt 
unberührt.

§ 4
Dienststellenleitung

Als Dienststellenleitung im Sinne dieses Gesetzes 
gelten
a) in den Kirchengemeinden der Kirchengemeinde­

rat,
b) in den Kirchenbezirken der Bezirkskirchenrat,
c) in der Landeskirche das Kollegium des Evangeli­

schen Oberkirchenrats,

d) in den Anstalten und Einrichtungen selbständi­
ger diakonischer oder sonstiger kirchlicher 
Rechtsträger jeweils das nach dem Gesetz oder 
einer besonderen Satzung leitende Organ.

II. Bildung der Mitarbeitervertretung

§ 5
Mitarbeitervertretung

(1) In jeder Dienststelle (§ 2), die in der Regel 
mindestens zehn wahlberechtigte Mitarbeiter be­
schäftigt, von denen mindestens drei wählbar sind, 
ist eine Mitarbeitervertretung zu bilden.

(2) Mitarbeiter einer Kirchengemeinde oder eines 
Kirchenbezirks gelten jeweils als in einer Dienst­
stelle beschäftigt, sofern nicht eine Regelung nach 
Satz 2 getroffen wird. Für einzelne oder mehrere 
Dienststellen (§ 2), die gesondert verwaltet werden, 
können im Einvernehmen zwischen den Mitarbei­
tern der Dienststelle (Satz 1) und der Dienststellen­
leitung eigene Mitarbeitervertretungen gebildet 
werden.

(3) Im Falle des Absatzes 2 Satz 2 ist eine Gesamt­
mitarbeitervertretung zu bilden; sie ist zu beteili­
gen, wenn eine Maßnahme über den Bereich einer 
Dienststelle hinausgeht. Die Zuständigkeit der Ge­
samtmitarbeitervertretung wird durch Satzung ge­
regelt, die im Einvernehmen zwischen den Mitarbei­
tervertretungen und der kirchlichen Körperschaft 
oder des sonstigen Rechtsträgers erlassen wird.

(4) Dienststellen mit weniger als zehn Mitarbei­
tern werden im Bereich eines Kirchenbezirks zur 
Bildung von Mitarbeitervertretungen zusammenge­
faßt (Gemeinsame Mitarbeitervertretung). Der Be­
zirkskirchenrat entscheidet nach Anhörung der 
Dienststellenleitungen und Mitarbeiter, welche 
Dienststellen zusammengefaßt werden.

(5) Für die Mitarbeiter in der Verwaltung des 
Evangelischen Oberkirchenrats sowie der landes­
kirchlichen Einrichtungen (z. B. Evangelische Lan­
deskirchenkasse, Evangelisches Kirchenbauamt, 
kirchliche Werke, Evangelische Akademie, Evange­
lische Pflege Schönau in Heidelberg mit ihren Au­
ßenstellen, landeskirchliche Heime) wird eine Mit­
arbeitervertretung gebildet. Der Evangelische Ober­
kirchenrat kann für einzelne landeskirchliche Ein­
richtungen eigene Mitarbeitervertretungen vorse­
hen. Absatz 3 findet sinngemäß Anwendung.

(6) Landeskirchliche Mitarbeiter, die im Bereich 
einer Kirchengemeinde oder eines Kirchenbezirks 
beschäftigt sind, bilden für den Bereich eines oder 
mehrerer Kirchenbezirke eine eigene Mitarbeiter­
vertretung. Die Mitarbeiter nach Satz 1 bilden am 
Sitz des Evangelischen Oberkirchenrats eine Ge­
samtmitarbeitervertretung; Absatz 3 findet sinnge­
mäße Anwendung.

§ 6
Größe der Mitarbeitervertretung

Die Mitarbeitervertretung besteht bei
a) 10— 25 wahlberechtigten Mitarbeitern

aus 3 Mitgliedern,
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b) 26— 50 wahlberechtigten Mitarbeitern 
aus 5 Mitgliedern,

c) 51—100 wahlberechtigten Mitarbeitern
aus 7 Mitgliedern,

d) 101 und mehr wahlberechtigten Mitarbeitern 
aus 9 Mitgliedern.

§ 7
Wahlverfahren

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung wer­
den in allgemeiner, geheimer, gleicher und unmittel­
barer Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheits­
wahl auf die Dauer von 3 Jahren gewählt.

(2) Bei Aufstellung der Wahlvorschläge und 
in der Wählerliste sollen die verschiedenen 
Berufs- und Anstellungsgruppen (Angestellte, 
Arbeiter, Beamte) angemessen berücksichtigt wer­
den. Die wahlberechtigten Mitarbeiter haben das 
Recht, Wahlvorschläge zu machen.

(3) Vorbereitung und Durchführung der Wahl 
werden von einer vom Evangelischen Oberkirchen­
rat unter Beteiligung der Arbeitsrechtlichen Kom­
mission zu erlassenden Wahlordnung geregelt.

§ 8
Wahlberechtigung

(1) Wahlberechtigt sind alle Mitarbeiter (§ 3), die 
am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Nicht wahlberechtigt sind Mitarbeiter
a) die aus Gründen ihrer Heilung, Wiedereinge-

wöhnung oder Erziehung beschäftigt werden; 
oder

b) deren Beschäftigungszeit auf nicht mehr als 
6 Monate befristet ist.

(3) Ein Mitarbeiter, der zu einer Dienststelle ab­
geordnet ist, wird in ihr wahlberechtigt, sobald die 
Abordnung länger als 3 Monate gedauert hat. Im 
gleichen Zeitpunkt verliert er das Wahlrecht bei 
seiner seitherigen Dienststelle.

(4) Landeskirchliche Mitarbeiter nach § 5 Abs. 6 
sind zu den Mitarbeitervertretungen der örtlichen 
Dienststellen nicht wahlberechtigt.

§ 9
Wählbarkeit

(1) Wählbar sind alle haupt- und nebenberuflich 
beschäftigten Wahlberechtigten, die am Wahltage 
21 Jahre alt sind, seit mindestens 6 Monaten der 
Dienststelle angehören und in einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis stehen.

(2) Nicht wählbar sind
a) Mitglieder der Dienststellenleitung (§ 4),
b) Mitarbeiter, die berechtigt sind, in Personalange­

legenheiten der Dienststelle selbständig zu ent­
scheiden,

c) Mitarbeiter in der Berufsausbildung.

§ 10
Wahlergebnis, Ersatzmitglieder

(1) Gewählt sind die vorgeschlagenen Mitarbeiter 
nach der Reihenfolge der auf sie innerhalb ihrer

Berufs- und Angestelltengruppe entfallenden Stim­
menzahl. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
Wiederwahl ist zulässig.

(2) Lehnt ein Mitarbeiter die Annahme seiner
Wahl ab oder scheidet ein Mitglied aus der Mitar­
beitervertretung aus, so rückt als Ersatzmitglied der 
nicht gewählte Kandidat mit der nächstniedrigeren 
Stimmenzahl in die Mitarbeitervertretung ein. Satz 1 
findet auch im Falle einer zeitweiligen Verhinderung 
eines Mitglieds der Mitarbeitervertretung für die 
Dauer der Verhinderung Anwendung.

§ 11
Wahlschutz, Wahlkosten

(1) Niemand darf die Wahl der Mitarbeitervertre­
tung behindern oder in einer gegen die guten Sit­
ten verstoßenden Weise beeinflussen. Insbesondere 
darf kein Wahlberechtigter in der Ausübung des 
aktiven und passiven Wahlrechts beschränkt oder 
behindert werden.

(2) Die Kosten der Wahl trägt die Dienststelle, im 
Falle des § 5 Abs. 6 die Landeskirche. Im Falle des 
§ 5 Abs. 4 regelt der Bezirkskirchenrat die Kosten­
tragung.

(3) Notwendige Versäumnis von Arbeitszeit in­
folge der Ausübung des Wahlrechts, der Teilnahme 
an Mitarbeiterversammlungen oder der Betätigung 
im Wahlausschuß hat keine Minderung der Dienst­
bezüge, des Arbeitsentgelts oder des Erholungs­
urlaubs zur Folge.

§ 12
Anfechtung der Wahl

(1) Die Wahl kann binnen einer Frist von 2 Wo­
chen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses beim 
Schlichtungsausschuß angefochten werden, wenn 
geltend gemacht wird, daß wesentliche Vorschriften 
über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das 
Wahlverfahren verletzt worden sind und eine Be­
richtigung nicht rechtzeitig erfolgt ist. Die Anfech­
tungsschrift muß von mindestens 3 Wahlberechtig­
ten unterzeichnet sein. Die Anfechtung hat aufschie­
bende Wirkung. ■

(2) Stellt der Schlichtungsausschuß fest, daß die 
Anfechtung begründet ist, ist die Wahl für ungültig 
zu erklären und innerhalb 4 Wochen zu wiederho­
len, es sei denn, daß nach Feststellung des Schlich­
tungsausschusses durch die geltend gemachte Ver­
letzung von Vorschriften das Ergebnis der Wahl 
nicht beeinflußt werden konnte.

§ 13 
Amtszeit

(1) Die Amtszeit der Mitarbeitervertretung be­
trägt 3 Jahre. Sie beginnt mit dem rechtskräftigen 
Abschluß des Wahlverfahrens, jedoch nicht vor Ab­
lauf der Amtszeit einer noch bestehenden Mitarbei­
tervertretung.

(2) Die bisherige Mitarbeitervertretung führt die 
Geschäfte auch nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zum 
Zusammentreten der neuen Mitarbeitervertretung.

(3) Spätestens 6 Wochen vor Ablauf der Amtszeit 
ist das Wahlverfahren zur Bildung einer neuen Mit­
arbeitervertretung einzuleiten.
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§ 14
Vorzeitige Beendigung der Amtszeit

(1) Die Amtszeit der Mitarbeitervertretung endet 
vorzeitig, wenn
a) die Zahl ihrer Mitglieder auch nach Eintreten 

sämtlicher Ersatzmitglieder um mehr als ein 
Viertel der vorgeschriebenen Zahl gesunken ist,

b) die Dienststelle wesentlich verändert wird,
c) die Mitarbeitervertretung mit der Mehrheit 

ihrer Mitglieder ihren Rücktritt beschlossen hat, 
d) auf schriftlichen Antrag eines Viertels der wahl­

berechtigten Mitarbeiter oder der Dienststellen­
leitung (§ 4) der Schlichtungsausschuß die Auf­
lösung der Mitarbeitervertretung wegen erheb­
licher Verletzung ihrer Pflichten oder wegen 
Mißbrauchs ihrer Befugnisse beschlossen hat.

(2) Endet die Amtszeit der Mitarbeitervertretung 
vorzeitig (Abs. 1), ist unverzüglich ein neuer Wahl­
ausschuß nach Maßgabe der Wahlordnung zu be­
stellen; dieser hat innerhalb von 2 Wochen eine 
Neuwahl einzuleiten.

(3) Die Führung der Geschäfte bis zum Zusam­
mentreten der neuen Mitarbeitervertretung nimmt 
im Falle des Absatzes 1 Buchstaben a und b die bis­
herige Mitarbeitervertretung, in den Fällen des Ab­
satzes 1 Buchstaben c und d der neugebildete Wahl­
ausschuß wahr.

§ 15
Ruhen und Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft eines Mitarbeiters in der 
Mitarbeitervertretung ruht, solange ihm die Füh­
rung der Dienstgeschäfte untersagt ist.

(2) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertre­
tung erlischt, wenn
a) die Amtszeit der Mitarbeitervertretung endet,
b) das Mitglied sein Amt niederlegt,
c) das Dienstverhältnis des Mitglieds endet,
d) das Mitglied aus der Dienststelle ausscheidet, von 

deren Mitarbeitern es gewählt worden ist,
e) das Mitglied die Wählbarkeit verliert,
f) auf schriftlichen Antrag eines Viertels der wahl­

berechtigten Mitarbeiter oder der Dienststellen­
leitung oder auf schriftlichen Antrag der Mitar­
beitervertretung, der mit zwei Dritteln der Stim­
men der anwesenden Mitglieder gestellt worden 
ist, der Schlichtungsausschuß den Ausschluß des 
Mitglieds wegen erheblicher Verletzung seiner 
Pflichten oder wegen Mißbrauchs seiner Befug­
nisse beschließt.

(3) Bei Beendigung der Mitgliedschaft in der Mit­
arbeitervertretung hat der Mitarbeiter alle in sei­
nem Besitz befindlichen Unterlagen, die er in seiner 
Eigenschaft als Mitglied der Mitarbeitervertretung 
erhalten hat, deren Vorsitzenden auszuhändigen.

III. Geschäftsführung 
der Mitarbeitervertretung

§ 16
Zusammentreten nach erfolgter Wahl

Die erste Sitzung einer neu gebildeten Mitarbei­
tervertretung wird von dem Vorsitzenden des Wahl-

ausschusses unverzüglich nach Beginn der Amtszeit 
einberufen und von diesem bis zur Wahl des Vor­
sitzenden geleitet.

§ 17
Vorsitzender, Stellvertreter, Schriftführer

(1) Die Mitarbeitervertretung wählt aus ihrer 
Mitte den Vorsitzenden, seinen Stellvertreter und 
einen Schriftführer. Der Vorsitzende und sein Stell­
vertreter sollen nicht der gleichen Berufs- oder An­
stellungsgruppe angehören.

(2) Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter füh­
ren die laufenden Geschäfte der Mitarbeitervertre­
tung. Erklärungen für die Mitarbeitervertretung 
außerhalb gemeinsamer Sitzungen mit der Dienst­
stellenleitung werden vom Vorsitzenden und seinem 
Stellvertreter gemeinsam abgegeben. Ist der Vor­
sitzende oder sein Stellvertreter verhindert, so tritt 
an die Stelle des verhinderten Mitglieds ein vom 
Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter bestimmtes 
anderes Mitglied.

§ 18
Sitzungen der Mitarbeitervertretung

(1) Der Vorsitzende beraumt die Sitzungen der 
Mitarbeitervertretung an, setzt die Tagesordnung 
fest und leitet die Verhandlung.

(2) Auf Antrag der Dienststellenleitung oder ei­
nes Viertels der Mitglieder der Mitarbeitervertre­
tung hat der Vorsitzende unverzüglich eine Sitzung 
anzuberaumen und den Gegenstand, dessen Bera­
tung beantragt ist, auf die Tagesordnung zu setzen.

(3) Die Sitzungen der Mitarbeitervertretung sind 
nicht öffentlich; sie finden in der Regel während 
der Dienstzeit statt. Die Mitarbeitervertretung hat 
bei der Anberaumung ihrer Sitzungen auf die 
dienstlichen Erfordernisse Rücksicht zu nehmen. Die 
Dienststellenleitung ist vom Zeitpunkt und Ort der 
Sitzung rechtzeitig zu verständigen.

(4) Ein Vertreter oder Beauftragter der Dienst- 
stellenleitung nimmt an den Sitzungen, die auf 
deren Verlangen anberaumt sind, und an den Sit­
zungen, zu denen die Dienststellenleitung ausdrück­
lich eingeladen ist, teil.

(5) Die Mitarbeitervertretung kann von Fall zu 
Fall beschließen, kirchliche Mitarbeiter oder andere 
sachkundige Personen in einer Sitzung anzuhören; 
sie sind zuvor gemäß § 24 zur Verschwiegenheit zu 
verpflichten. Beschlüsse werden in Anwesenheit 
eingeladener Personen nicht gefaßt.

§ 19
Beschlußfassung

(1) Die Beschlüsse der Mitarbeitervertretung wer­
den mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesen­
den Mitglieder gefaßt; bei Stimmengleichheit gilt 
der Antrag als abgelehnt.

(2) Die Mitarbeitervertretung ist beschlußfähig, 
wenn mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder anwe­
send ist.

§ 20
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung der Mitarbeitervertretung 
ist eine Niederschrift aufzunehmen, welche minde-
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stens die Namen der Sitzungsteilnehmer, den Wort­
laut der Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis 
enthält. Die Niederschrift ist in der nächsten Sitzung 
zu verlesen und nach Genehmigung vom Vorsitzen­
den oder seinem Stellvertreter und einem weiteren 
Mitglied der Mitarbeitervertretung zu unterzeich­
nen. Jedes Mitglied erhält eine Abschrift.

(2) Jeder Teilnehmer einer Sitzung der Mitarbei­
tervertretung hat sich in eine Anwesenheitsliste ei­
genhändig einzutragen, die vom Vorsitzenden zu 
den Akten zu nehmen ist.

(3) Hat ein Beauftragter der Dienststellenleitung 
an der Sitzung teilgenommen, ist ihm der entspre­
chende Teil der Niederschrift in Abschrift zuzu­
leiten.

§ 21 
Kosten

(1) Die durch die Tätigkeit der Mitarbeitervertre­
tung entstehenden Kosten trägt die Dienststelle, bei 
Zusammenschlüssen im Sinne von § 5 Absatz 4 der 
Kirchenbezirk und bei Mitarbeitervertretungen im 
Sinne von § 5 Abs. 6 die Landeskirche.

(2) Die Dienststelle stellt für die Sitzungen und die 
laufende Geschäftsführung die erforderlichen 
Räume sowie den Geschäftsbedarf zur Verfügung.

(3) Zweimal im Jahr, jedoch insgesamt höchstens 
10 Arbeitstage können auf Vorschlag des Vorsitzen­
den der Mitarbeitervertretung Mitglieder der Mitar­
beitervertretung auf Kosten der Dienststelle und 
ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub an Ta­
gungen und Lehrgängen teilnehmen, die für Mit-
glieder von Mitarbeitervertretungen veranstaltet
werden oder für die Tätigkeit in der Mitarbeiter­
versammlung besonders förderlich sind.

(4) Für Dienstreisen in Angelegenheiten der Mit­
arbeitervertretung werden Reisekosten nach den 
Vorschriften über die Reisekostenvergütungen der 
Beamten der Landeskirche, mindestens nach Reise­
kostenstufe B erstattet.

(5) Die Mitarbeitervertretung darf für ihre 
Zwecke von den Mitarbeitern keine Beiträge erhe­
ben oder annehmen.

§ 22
Geschäftsordnung

Die Mitarbeitervertretung kann sich eine Ge­
schäftsordnung geben.

§ 23
Unabhängigkeit, Kündigungsschutz

(1) Den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung 
dürfen auf Grund der Ausübung ihrer Tätigkeit 
keine Nachteile erwachsen oder Vorteile gewährt 
werden.

(2) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung sind 
in ihrer Tätigkeit unabhängig und nur an die Kir­
chenordnung und an ihr Gewissen gebunden. Die 
für ihre Tätigkeit notwendige Zeit ist ihnen ohne 
Minderung ihrer Bezüge innerhalb der allgemeinen 
Dienstzeit zu gewähren. Sie sind von ihrer dienst­
lichen Tätigkeit freizustellen, wenn und soweit es 
nach Umfang und Art der Dienststelle zur ordnungs­
gemäßen Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist.

(3) Das Dienstverhältnis eines Mitglieds der Mit­
arbeitervertretung darf gegen seinen Willen nicht
beendet werden, es sei denn, daß ein Grund zur
fristlosen Entlassung vorliegt oder daß die Dienst­
stelle aufgelöst wird.

(4) Ein Mitglied der Mitarbeitervertretung darf 
gegen seinen Willen nur versetzt oder abgeordnet 
werden, wenn dies aus wichtigen Gründen notwen­
dig ist und die Mitarbeitervertretung zustimmt. An 
dieser Entscheidung wirkt der Betroffene nicht mit. 
Lehnt die Mitarbeitervertretung die Zustimmung 
ab, kann die Dienststellenleitung die Entscheidung 
des Schlichtungsausschusses beantragen.

§ 24
Schweigepflicht

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung ha­
ben, auch nach dem Ausscheiden aus der Mitarbei­
tervertretung oder aus der Dienststelle, über dienst­
liche Angelegenheiten oder Tatsachen, die ihnen auf 
Grund ihrer Zugehörigkeit zur Mitarbeitervertre­
tung bekanntgeworden sind, Stillschweigen zu be­
wahren.

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht für Ange­
legenheiten oder Tatsachen, die offenkundig sind 
oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung 
bedürfen.

(3) Die Schweigepflicht besteht auch für Personen, 
/die nach § 18 Abs. 5 zu einer Sitzung der Mitarbei­
tervertretung hinzugezogen werden.

IV. Aufgaben der Mitarbeitervertretung

§ 25
1

Allgemeine Aufgaben
(1) Die Mitarbeitervertretung ist berufen, die Ver­

antwortung für die dienstrechtlichen Aufgaben der 
Dienststelle und die Pflege der Dienstgemeinschaft 
aller Mitarbeiter mitzutragen. Sie soll bei der 
Dienststellenleitung und den Mitarbeitern das Ver­
ständnis dafür fördern, den Dienst in diesem Auf­
gabenbereich im Sinne des Auftrags der Kirche zu 
erfüllen.

(2) Die Mitarbeitervertretung soll sich, unbescha­
det des Rechts eines Mitarbeiters, seine Anliegen der 
Dienststellenleitung selbst vorzutragen, der persön­
lichen Sorgen und Notstände der Mitarbeiter an­
nehmen sowie berechtigte berufliche, wirtschaftliche 
und soziale Anliegen gegenüber der Dienststellen­
leitung unterstützen.

(3) Der Mitarbeitervertretung obliegt insbeson­
dere
a) Maßnahmen anzuregen, zu fördern oder im Ein­

vernehmen mit der Dienststellenleitung selbst 
durchzuführen, die der Dienststelle und ihren 
Mitarbeitern dienen (z. B. soziale Maßnahmen, 
fachliche Zurüstung und Weiterbildung, tech­
nische und organisatorische Verbesserungen),

b) darüber zu wachen, daß die zugunsten der Mit­
arbeiter geltenden arbeits-, sozial- und dienst- 
rechtlichen Gesetze, Verordnungen, Verträge, 
Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanord­
nungen durchgeführt werden,
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c) Beschwerden von Mitarbeitern entgegenzuneh­
men und, falls sie berechtigt erscheinen, bei der 
Dienststellenleitung auf ihre Abhilfe hinzuwir­
ken,

d) die Eingliederung schwerbeschädigter und son­
stiger hilfs- und schutzbedürftiger Personen in 
die Dienststelle zu fördern und für eine ihren 
Fähigkeiten und Kenntnissen entsprechende Be­
schäftigung zu sorgen.

(4 ) Die Mitarbeitervertretung erstattet einmal im 
Jahr der Mitarbeiterversammlung einen Tätigkeits­
bericht.

§ 26
Mitwirkung

(1) Die Mitarbeitervertretung wirkt mit bei
a) Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden 

und bei der Auflösung, Einschränkung, Verle­
gung oder Zusammenlegung von Dienststellen 
oder wesentlichen Teilen von ihnen,

b) Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen 
einen Mitarbeiter, sofern dieser es beantragt,

c) Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Ar­
beitsunfällen oder sonstigen Gesundheitsgefah­
ren,

d) Gewährung von Beihilfen, Unterstützungen und 
sonstigen Zuwendungen, auf die kein Rechts­
anspruch besteht, sofern der Mitarbeiter es be­
antragt,

e) Zuweisung und Kündigung von Mietwohnungen 
an Mitarbeiter sowie bei der Festsetzung von 
Nutzungsbedingungen, soweit sie nicht durch 
Gesetz oder Verordnung geregelt sind,

f) Aufstellung des Stellenplanentwurfs.
1 (2) Die Mitarbeitervertretung wirkt ferner mit in 
personalen Angelegenheiten bei
a) Einstellung und Anstellung von Mitarbeitern,
b) Beförderungen und Höhergruppierungen,
c) Versagen der Genehmigung zur Übernahme einer. 

Nebenbeschäftigung,
d) Anordnungen, welche über die Residenzpflicht 

nach öffentlichem Dienstrecht hinaus die Frei­
heit in der Wahl der Wohnung beschränken,

e) Versetzung und Abordnung von Mitarbeitern zu 
einer anderen Dienststelle, sofern es der Mitar­
beiter beantragt,

f) Weiterbeschäftigung von Mitarbeitern über die 
Altersgrenze hinaus,

g) vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand, sofern 
es der Beamte beantragt,

h) ordentlicher Kündigung und Entlassung von Mit­
arbeitern durch die Dienststelle.

(3) Von einer fristlosen Kündigung (Entlassung) 
ist die Mitarbeitervertretung binnen einer Woche zu 
benachrichtigen.

§ 27
Mitbestimmung

Die Mitarbeitervertretung bestimmt mit bei
a) Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und 

Erleichterung des Arbeitsablaufs,

b)

c)

d)

Fragen der Ausbildung, Fort- und Weiterbildung 
der Mitarbeiter,
Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und 
der Pausen,
Aufstellung allgemeiner Grundsätze für den Ur­
laubsplan,

e) Aufstellung der Entlohnungsgrundsätze,
f) Zeit und Ort der Auszahlung der Dienstbezüge 

und der Arbeitsentgelte,
g) Bestellung von Vertrauensärzten sowie von Ärz­

ten zur Überwachung des Gesundheitszustandes 
der Mitarbeiter, unbeschadet des Rechts der 
freien Arztwahl,

h) Errichtung und Verwaltung von Wohlfahrtsein­
richtungen für Mitarbeiter der Dienststelle,

i) Regelung der Hausordnung in der Dienststelle, 
k) Rückgruppierung.

§ 28
Verfahren bei Mitwirkung und Mitbestimmung
(1) Soweit die Mitarbeitervertretung an Entschei­

dungen mitwirkt, ist ihr die beabsichtigte Maß­
nahme rechtzeitig bekanntzugeben und auf Verlan­
gen mit ihr zu erörtern. Äußert sich die Mitarbeiter­
vertretung nicht innerhalb von 2 Wochen oder hält 
sie bei der Erörterung ihre Einwendungen oder 
Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die beabsichtigte 
Maßnahme als gebilligt. Entspricht die Dienststel­
lenleitung den Einwendungen der Mitarbeiterver­
tretung nicht oder nur teilweise, teilt sie dieser ihre 
Entscheidung unter Angabe der Gründe schriftlich 
mit.

(2) Soweit eine Maßnahme der Mitbestimmung 
der Mitarbeitervertretung unterliegt, kann sie nur 
mit ihrer Zustimmung getroffen werden.. Die 
Dienststellenleitung unterrichtet die Mitarbeiter­
vertretung von der beabsichtigten Maßnahme und 
beantragt ihre Zustimmung. Der Beschluß der Mit­
arbeitervertretung ist der Dienststellenleitung in­
nerhalb von 2 Wochen mitzuteilen. In besonderen 
Fällen kann die Dienststellenleitung diese Frist auf 
1 Woche abkürzen oder auf Antrag der Mitarbeiter­
vertretung um 2 Wochen verlängern. Die Maßnahme 
gilt als gebilligt, wenn die Mitarbeitervertretung 
ihre Zustimmung innerhalb der Frist nicht schrift­
lich verweigert hat.

(3) Schlägt die Mitarbeitervertretung von ihr für 
wünschenswert gehaltene Maßnahmen vor, hat die 
Dienststellenleitung in angemessener Frist Stellung 
zu nehmen.

(4) Kommt in einem Falle des Absatzes 1 eine Ver­
ständigung und in einem Falle des Absatzes 2 eine 
Einigung nicht zustande, kann die Dienststellenlei­
tung oder die Mitarbeitervertretung innerhalb 2 Wo­
chen nach Abschluß der Erörterung oder nach Ein­
gang der schriftlichen Ablehnung den Schlichtungs­
ausschuß anrufen.

(5) In Fällen der Mitwirkung, die der Sache nach 
keinen Aufschub dulden, kann die Dienststellenlei­
tung bis zur Stellungnahme der Mitarbeitervertre­
tung vorläufige Maßnahmen ergreifen.
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§ 29
Zusammenarbeit zwischen Dienststellenleitung 

und Mitarbeitervertretung
(1) Dienststellenleitung und Mitarbeitervertre­

tung sollen vertrauensvoll zusammenarbeiten und 
sich bei der Erfüllung der dienstlichen Aufgaben 
und zum Wohl der Mitarbeiter gegenseitig unter­
stützen.

(2) Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung 
haben alles zu unterlassen, was geeignet ist, die 
Arbeit und den Frieden in der Dienststelle zu ge­
fährden. Insbesondere dürfen Dienststellenleitung 
und Mitarbeitervertretung keine Maßnahmen des 
Arbeitskampfes gegeneinander einleiten oder durch­
führen.

(3) Ein Vertreter oder Beauftragter der Dienst­
stellenleitung und die Mitarbeitervertretung sollen 
mindestens dreimal im Jahr zu gemeinsamen Be­
sprechungen zusammentreten, in denen auch die 
Gestaltung des Dienstbetriebes und der Dienstge­
meinschaft behandelt werden sollen, insbesondere 
alle Vorgänge, die die Mitarbeiter wesentlich be­
rühren.

(4) Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung 
haben strittige Fragen mit dem ernsten Willen zur 
Einigung zu behandeln und Vorschläge für die Bei­
legung von Meinungsverschiedenheiten zu machen. 
Erst wenn eine Einigung nicht zustande gekommen 
ist, dürfen andere Stellen angerufen werden.

(5) Die Dienststellenleitung hat der Mitarbeiter­
vertretung die zur Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Einsicht 
in die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewäh­
ren. Personalakten dürfen nur mit Zustimmung des 
betroffenen Mitarbeiters durch ein von ihm be­
stimmtes Mitglied der Mitarbeitervertretung ein­
gesehen werden.

(6) Will die Dienststellenleitung allgemeine Ver­
waltungsanordnungen für innerdienstliche, soziale 
und persönliche Angelegenheiten erlassen, hat sie 
der Mitarbeitervertretung die Entwürfe rechtzeitig 
zuzuleiten und auf Wunsch mit ihr zu beraten.

V. Mitarbeiterversammlung
§ 30

Einberufung der Mitarbeiterversammlung
(1) Die Mitarbeiterversammlung besteht aus allen 

wahlberechtigten Mitarbeitern im Bereich einer Mit­
arbeitervertretung. Sie ist nicht öffentlich und wird 
vom Vorsitzenden der Mitarbeitervertretung min­
destens einmal im Jahr einberufen und geleitet.

(2) Die Mitarbeitervertretung ist berechtigt und 
auf Antrag der Dienststellenleitung oder eines Vier­
tels der wahlberechtigten Mitarbeiter verpflichtet, 
eine Mitarbeiterversammlung einzuberufen und den 
Gegenstand, dessen Beratung beantragt ist, auf die 
Tagesordnung zu setzen.

(3) Im Bereich einer gemeinsamen Mitarbeiter­
vertretung (§ 5 Abs. 4) können Mitarbeiterversamm­
lungen auch für die Mitarbeiter einer Dienststelle 
allein einberufen werden; Absatz 2 findet sinnge­
mäß Anwendung.

(4) Die Mitarbeiterversammlung findet während 
der Dienstzeit statt, soweit nicht die dienstlichen 
Verhältnisse eine andere Regelung erfordern; § 18 
Abs. 3 Satz 2 findet Anwendung. Die Teilnahme an 
der Mitarbeiterversammlung hat keine Minderung 
der Dienstbezüge oder des Arbeitsentgeltes zur 
Folge.

(5) Mitglieder der Dienststellenleitung können an 
der Mitarbeiterversammlung, die auf ihren Antrag 
einberufen worden ist, oder zu der sie ausdrücklich 
eingeladen sind, teilnehmen. Den Mitgliedern der 
Dienststellenleitung ist auf ihr Verlangen das Wort 
zu erteilen.

§ 31
Aufgaben der Mitarbeiterversammlung

(1) Die Mitarbeiterversammlung kann der Mit-
arbeitervertretung Anträge unterbreiten und zu
ihren Beschlüssen Stellung nehmen. Sie darf nur 
Angelegenheiten behandeln, die zur Zuständigkeit 
der Mitarbeitervertretung gehören.

(2) Die Mitarbeiterversammlung nimmt den Tä­
tigkeitsbericht der Mitarbeitervertretung entgegen.

VI. Arbeitsrechtliche Kommission

§ 32
Bildung der Arbeitsrechtlichen Kommission

(1) Für die Vorbereitung allgemeiner Regelungen
a) des Dienst- und Besoldungsrechts für die Be­

amten,
b) über die Anwendung von Tarifverträgen des 

öffentlichen Dienstes auf die Angestellten sowie 
Einführung neuer oder Änderung vorhandener 
Dienstordnungen für diesen Personenkreis

wird eine Arbeitsrechtliche Kommission gebildet.
(2) Der Arbeitsrechtlichen Kommission gehören an

a) 8 Vertreter der kirchlichen Dienststellen (Dienst­
stellenvertreter),

b) 8 Vertreter der kirchlichen Mitarbeiter (Mitarbei­
tervertreter);

c) mit beratender Stimme 1 Vertreter des Evangeli­
schen Pfarrvereins, der von dessen Vorstand be­
stimmt wird.

(3) Sachkundige Personen können mit beratender 
Stimme in die Arbeitsrechtliche Kommission beru­
fen werden.

§ 33
Dienststellenvertreter

(1) Als Dienststellenvertreter sind in die Arbeits­
rechtliche Kommission zu berufen:
a) 1 Mitglied der Landessynode,
b) 2 Vertreter des Evangelischen Oberkirchenrats,
c) 1 Vertreter der Kirchenbezirke (Dekan oder Mit­

glied eines Bezirkskirchenrats),
d) 2 Vertreter von Kirchengemeinden,
e) 2 Vertreter aus dem Bereich des Diakonischen 

Werkes und seiner Verbände, Anstalten und Ein­
richtungen.

Für jedes Mitglied ist ein Vertreter zu berufen.
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(2) Die Dienststellenvertreter und ihre Stellver­
treter werden auf Vorschlag des Evangelischen 
Oberkirchenrats von den synodalen Mitgliedern des 
Landeskirchenrats auf die Dauer von 4 Jahren be­
rufen.

§ 34
Mitarbeitervertreter

(1) Bei der Berufung der Mitarbeitervertreter sol­
len Angehörige der verschiedenen Berufsgruppen 
nach Möglichkeit berücksichtigt werden. 4 Mitarbei­
tervertreter müssen Angestellte sein.

(2) Die Mitarbeitervertreter werden von den syno­
dalen Mitgliedern des Landeskirchenrats auf ge­
meinsamen Vorschlag des Verbandes kirchlicher 
Mitarbeiter und der Fachgruppe kirchlicher Mitar­
beiter in der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr auf die Dauer von 4 Jahren 
berufen. Für jeden Mitarbeitervertreter ist ein 
Stellvertreter zu berufen.

(3) Kommt ein gemeinsamer Vorschlag gemäß 
Abs. 2 nicht zustande, legt jede Gruppe eine eigene 
Vorschlagsliste vor. Bei der Berufung ist das Ver­
hältnis der Mitglieder beider Gruppen angemessen 
zu berücksichtigen. Von jeder Gruppe müssen min­
destens 2 Mitglieder berufen werden.

§ 35
Vorsitz und Geschäftsführung

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission wählt aus 
ihrer Mitte einen ersten und einen zweiten Vor­
sitzenden, die jeweils aus dem Kreis der Dienststel­
len- und der Mitarbeitervertreter zu bestimmen 
sind. Beide Vorsitzende wechseln sich im Vorsitz im 
jährlichen Turnus ab.

(2) Der Vorsitzende beruft die Arbeitsrechtliche 
Kommission unter Einhaltung einer Ladungsfrist 
von mindestens 2 Wochen unter gleichzeitiger An­
gabe der Tagesordnung und Übersendung der erfor­
derlichen Unterlagen ein. Die Arbeitsrechtliche 
Kommission muß einberufen werden, wenn der 
Evangelische Oberkirchenrat oder ein Drittel ihrer 
stimmberechtigten Mitglieder es beantragen.

(3) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist beschluß­
fähig, wenn jeweils mindestens die Hälfte der 
Dienststellen- und der Mitarbeitervertreter anwe­
send ist. Beschlüsse sind wirksam, wenn mindestens 
9 Mitglieder dem Antrag zustimmen.

(4) Soweit nichts anderes bestimmt ist, finden die 
Bestimmungen über die Geschäftsführung der Mit­
arbeitervertretung sinngemäße Anwendung. Die 
Arbeitsrechtliche Kommission kann sich eine Ge­
schäftsordnung geben.

(5) Den Aufwand für die Arbeitsrechtliche Kom­
mission trägt die Landeskirche.

§ 36
Verfahren

(1) Im Rahmen ihrer Zuständigkeit wird die Ar­
beitsrechtliche Kommission durch Mehrheitsbe­
schluß ihrer Mitglieder oder auf Veranlassung des 
Evangelischen Oberkirchenrats tätig. Der Vorsit­
zende legt die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen 
Kommission sowie die von ihr vorbereiteten Ent-

würfe oder Unterlagen dem Evangelischen Ober­
kirchenrat vor.

. (2) Der Evangelische Oberkirehenrat legt bei Vor­
lagen an andere Organe der Kirchenleitung auf An­
trag der Arbeitsrechtlichen Kommission deren Vo­
tum sowie gegebenenfalls eine gutachtliche Stel­
lungnahme des Schlichtungsausschusses bei (§ 38 
Abs. 6).

VII. Schlichtungsausschuß

§ 37
Bildung des Schlichtungsausschusses

(1) Für den Bereich der Evangelischen Landeskir­
che in Baden wird ein Schlichtungsausschuß gebil­
det. Er besteht aus einem Vorsitzenden, 2 ständigen 
und 2 nichtständigen Beisitzern; für den Vorsitzen­
den und die ständigen Beisitzer sind je 2 Stellver­
treter zu bestellen.

(2) Der Vorsitzende und seine Stellvertreter müs­
sen die Befähigung zum Richteramt oder zum höhe­
ren Verwaltungsdienst haben. Sie werden von den 
synodalen Mitgliedern des Landeskirchenrats nach 
Anhörung des Evangelischen Oberkirchenrats und 
der Arbeitsrechtlichen Kommission auf die Dauer 
von 6 Jahren berufen; sie dürfen nicht in einem 
kirchlichen Dienstverhältnis stehen.

(3) Die Dienststellenvertreter und die Mitarbei­
tervertreter in der Arbeitsrechtlichen Kommission 
schlagen jeweils 6 Personen als ständige Beisitzer 
und deren Stellvertreter vor; hierbei sollen auch 
Vertreter und Mitarbeiter nichtlandeskirchlicher 
Dienststellen berücksichtigt werden. Die synodalen 
Mitglieder des Landeskirchenrats berufen aus bei­
den Vorschlägen auf die Dauer von 6 Jahren je 
einen Beisitzer und 2 Stellvertreter.

(4) Ein ständiger Beisitzer und seine Stellvertre­
ter dürfen nicht der gleichen Dienststelle angehö­
ren. Die Beisitzer müssen sich vertreten lassen, wenn 
Angelegenheiten der eigenen Dienststelle zu ent­
scheiden sind.

(5) Die Dienststellenvertreter und die Mitarbeiter­
vertreter in der Arbeitsrechtlichen Kommission 
schlagen als nichtständige Beisitzer jeweils 9 Per­
sonen vor; die verschiedenen Dienststellenbereiche 
(§ 2) sowie Berufs- und Anstellungsgruppen sollen 
hierbei berücksichtigt werden. Die an einem Schlich­
tungsverfahren beteiligten Parteien wählen aus die­
ser Vorschlagsliste je einen nichtständigen Beisitzer 
für die Dauer dieses Verfahrens.

(6) Die Mitglieder des Schlichtungsausschusses 
(Abs. 1) müssen die passive Wahlfähigkeit nach Maß­
gabe der Grundordnung der Evangelischen Landes­
kirche in Baden besitzen. Mitarbeiter im Sinne von 
§ 3 Abs. 1 können zu Beisitzern nur vorgeschlagen 
werden, wenn sie die Wählbarkeit zum Mitglied 
einer Mitarbeitervertretung gemäß § 9 besitzen.

(7) Die Mitglieder des Schlichtungsausschusses 
sind in ihrer Entscheidung unabhängig und nur an 
die Kirchenordnung und an ihr Gewissen gebun­
den. Die §§ 23 und 24 finden sinngemäße Anwen­
dung.
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§ 38
Aufgaben des Schlichtungsausschusses

(1) Der Schlichtungsausschuß entscheidet endgül­
tig über
a) Anfechtung der Wahl nach § 12,
b) Meinungsverschiedenheiten über Angelegenhei­

ten, in denen die Mitarbeitervertretung nach § 26
mitwirkt,

c) Meinungsverschiedenheiten über Angelegenhei­
ten, in denen die Mitarbeitervertretung nach § 27 
mitbestimmt,

d) Verweigerung der Zustimmung der Mitarbeiter­
vertretung im Falle des § 23 Abs. 4,

e) die Auflösung der Mitarbeitervertretung und 
Abberufung von Mitgliedern nach § 14 Abs. 1 
Buchstabe d und § 15 Abs. 2 Buchstabe f,

f) Meinungsverschiedenheiten über Zuständigkeit
und Geschäftsführung der
tung.

Mitarbeitervertre-

(2) In den Fällen von Abs. 1 Buchstabe b hat der 
Schlichtungsausschuß nur zu prüfen und abschlie­
ßend festzustellen, ob und in welchem Umfang die 
angefochtene Maßnahme gegen die zum Schutze 
und zur Förderung der Mitarbeiter erlassenen Ge­
setze, Verordnungen, sonstigen zwingenden Vor­
schriften, Verträge oder Dienstvereinbarungen ver­
stößt oder ob bei Ermessensentscheidungen die ge­
setzlichen Grenzen des Ermessens überschritten sind 
oder Ermessen in einer dem Zwecke der Ermächti­
gung widersprechenden Weise offenbar mißbraucht 
worden ist. Im Falle des Absatzes 1 Buchstabe d hat 
der Schlichtungsausschuß zu prüfen und abschlie­
ßend festzustellen, ob die Versetzung oder Abord­
nung aus wichtigen Gründen des Dienstes unver­
meidbar ist.

(3) Wird der Schlichtungsausschuß nach § 28 Abs. 4 
in Angelegenheiten angerufen, die weder durch Ge­
setz geregelt werden noch der Mitbestimmung der 
Mitarbeitervertretung nach § 27 unterliegen, so 
kann er, falls seine Vermittlung nicht zu einer Eini­
gung zwischen Dienststellenleitung und Mitarbei­
tervertretung führt, Richtlinien für eine von der
Dienststellenleitung zu erlassende Ordnung oder
Maßnahme aufstellen.

(4) Die Dienststellenleitung legt den nach den 
Richtlinien gefertigten Entwurf der Ordnung oder 
des Erlasses der Mitarbeitervertretung zur Zustim­
mung vor. Stimmt diese nicht zu, so entscheidet der 
Schlichtungsausschuß darüber, ob die Ordnung oder 
Maßnahme seinen Richtlinien entspricht.

(5) Will in wichtigen Ausnahmefällen die Dienst­
stellenleitung von den Richtlinien abweichen, so be­
darf sie der Zustimmung der nächsthöheren Stelle; 
ist hierfür der Landeskirchenrat zuständig, findet 
§ 106 Abs. 3 der Grundordnung Anwendung. Ge­
gen die Versagung oder Erteilung der Zustimmung 
kann der Schlichtungsausschuß erneut angerufen 
werden.

(6) Der Schlichtungsausschuß hat auf Antrag eines 
Organs der Kirchenleitung oder des Vorsitzenden 
der Arbeitsrechtlichen Kommission Gutachten zu 
erstatten.

§ 39
Verfahren vor dem Schlichtungsausschuß

(1) Der Schlichtungsausschuß entscheidet auf 
Grund einer von seinem Vorsitzenden anberaumten
nichtöffentlichen mündlichen Verhandlung, in der 
die Beteiligten zu hören sind. Er versucht zunächst, 
eine Verständigung oder Einigung zu erzielen. Den 
Beteiligten kann aufgegeben werden, ihr Vorbrin­
gen schriftlich vorzubereiten und Beweismittel an­
zugeben. Im Einvernehmen mit den Beteiligten 
kann von einer mündlichen Verhandlung abgesehen 
werden.

(2) Der Schlichtungsausschuß entscheidet durch 
Beschluß, der mit einfacher Mehrheit seiner Mit­
glieder zu fassen ist; Stimmenthaltung ist nicht zu­
lässig.

(3) Der Beschluß ist schriftlich zu begründen und 
den Beteiligten zuzustellen.

(4) Absatz 1 findet sinngemäß Anwendung für die 
Abgabe einer gutachtlichen Stellungnahme gemäß 
§ 38 Abs. 6. In den Fällen des § 38 Absätze 3, 4 und 6 
beschließt der Schlichtungsausschuß in der Beset­
zung durch den Vorsitzenden und die 2 ständigen 
Beisitzer.

(5) Ist der Schlichtungsausschuß für die beantragte 
Entscheidung unzuständig oder ist der Antrag nicht 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist eingegan­
gen, so kann der Vorsitzende den Antrag durch Be­
schluß als unzulässig ablehnen. Der Beschluß ist zu 
begründen und zuzustellen. Der Antragsteller kann 
innerhalb zweier Wochen nach Zustellung des Be­
schlusses mündliche Verhandlung des Schlichtungs­
ausschusses beantragen.

(6) Die Kosten des Schlichtungsausschusses trägt 
die Landeskirche.

VIII. Schlußbestimmungen
§ 40

Mitarbeitervertretung im Bereich des 
Diakonischen Werkes

(1) Dieses Gesetz findet Anwendung auch im Be­
reich des Diakonischen Werkes — Innere Mission 
und Hilfswerk — der Evangelischen Landeskirche in 
Baden und seiner Verbände, Anstalten und Ein­
richtungen, sofern diese es durch Beschluß ihrer 
verfassungsmäßigen Organe für ihren Bereich über­
nommen haben.

(2) Das Diakonische Werk und seine Verbände, 
Anstalten und Einrichtungen bilden Mitarbeiterver­
tretungen in sinngemäßer Anwendung von § 5 
Abs. 2. § 5 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung 
mit der Maßgabe, daß die Mitarbeiter des Diakoni­
schen Werkes und seiner Verbände, Anstalten und 
Einrichtungen, die nicht der Rechts- und Vermö­
gensaufsicht des Evangelischen Oberkirchenrats un­
terliegen, eigene gemeinsame Mitarbeitervertretun­
gen bilden.

§ 41
Anwendung auf Pfarrer

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf die 
Vertretung von Pfarrern.
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§ 42
Mitarbeitervertretungen in besonderen Fällen

(1) In Dienststellen, in denen auf Grund Gesetz 
oder Satzung einzelne Gruppen von Mitarbeitern an 
Entscheidungen der Dienststellenleitung zu beteili­
gen sind, ist das hierfür vorgesehene Organ in den 
Fällen, in denen eine Beteiligung ausdrücklich vor­
gesehen ist, anstelle der Mitarbeitervertretung aus­
schließlich zuständig.

(2) Unbeschadet des Vorhandenseins eines Organs 
gemäß Absatz 1 ist für alle Mitarbeiter der Dienst­
stelle eine Mitarbeitervertretung nach Maßgabe die­
ses Gesetzes zu bilden. Ihre Zuständigkeit bestimmt 
sich nach den §§ 25—29, soweit nicht eine besondere 
Zuständigkeit eines Organs gemäß Absatz 1 gege­
ben ist. Ein Mitglied der Mitarbeitervertretung soll 
dem Organ nach Absatz 1 mit beschließender Stim­
me angehören; es darf der Mitarbeitergruppe, von 
der dieses Organ gebildet wird, nicht angehören.

(3) Lehrkräfte, die nebenberuflich bei einer 
Dienststelle einen Lehrauftrag wahrnehmen, gel­
ten unbeschadet ihrer Zugehörigkeit zu einem Or­
gan nach Absatz 1 nicht als Mitarbeiter im Sinne 
dieses Gesetzes.

Gesetz ersetzt oder mit ihm nicht zu vereinbaren 
sind, außer Kraft, insbesondere
a) das kirchliche Gesetz über die Mitarbeitervertre­

tung in der landeskirchlichen Verwaltung vom 
28. April 1965 (VBI. S. 33),

b) die Satzung für den Vertrauensrat beim Evan­
gelischen Oberkirchenrat in Karlsruhe vom 
28. Juni 1965 (VB1. S. 35),

c) die für Mitarbeitervertretungen (Vertrauensräte) 
in Dienststellen gemäß § 2 bestehenden Satzun­
gen.

(3) Mitarbeitervertretungen nach Maßgabe dieses 
Gesetzes sind innerhalb von 6 Monaten nach In­
krafttreten des Gesetzes zu bilden; die nach bis­
herigem Recht bestehenden Mitarbeitervertretungen 
(Vertrauensräte) bleiben bis zum Zusammentreten 
der neugebildeten Mitarbeitervertretungen im Amt.

(4) Absatz 3 findet sinngemäß Anwendung auf die 
Bildung der Arbeitsrechtlichen Kommission sowie 
des Schlichtungsausschusses.

(5) Der Evangelische Oberkirchenrat wird mit dem 
Vollzug dieses Gesetzes beauftragt.

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
§ 43

Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1971 in Kraft.
(2) Mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 

Gesetzes treten alle Bestimmungen, die durch dieses

Karlsruhe, den 29. April 1971

Der Landesbischof
Heidland

Wahlordnung für die Bildung von Mitarbeitervertretungen 
in der Evangelischen Landeskirche in Baden

Vom 8. Juni 1971

Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt gemäß 
§ 7 Absatz 3 des kirchlichen Gesetzes über die Mit­
arbeitervertretungen in der Evangelischen Landes­
kirche in Baden (Mitarbeitervertretungsgesetz) vom 
29. April 1971 (VBI. S. 101) folgende Wahlordnung:

§ 1
Bildung eines Wahlausschusses

(1) Zur Vorbereitung und Durchführung
a) der Wahl einer Mitarbeitervertretung gemäß § 5 

Absatz 1 des Gesetzes,
b) einer Gemeinsamen Mitarbeitervertretung ge­

mäß § 5 Absatz 4 des Gesetzes
wird ein Wahlausschuß gebildet.

(2) Der Wahlausschuß besteht aus drei Mitglie­
dern. Bei Dienststellen, in denen mehrere Anstel­
lungsgruppen (Arbeiter, Angestellte, Beamte) be­
schäftigt sind, sollen diese angemessen berücksich­
tigt werden.

(3) Die Mitglieder des Wahlausschusses sowie eine 
gleiche Zahl von Ersatzmitgliedern werden von den

Wahlberechtigten der Dienststelle oder der Dienst­
stellen, für die eine Gemeinsame Mitarbeitervertre­
tung zu bilden ist, in geheimer Abstimmung oder 
durch Akklamation mit der Mehrheit der anwesen­
den Stimmen aus ihrer Mitte gewählt. Die Wahl er­
folgt im Rahmen einer Mitarbeiterversammlung, die 
von der Mitarbeitervertretung spätestens 3 Monate 
vor Ablauf ihrer Amtszeit einberufen wird. Besteht 
keine Mitarbeitervertretung, beruft die Dienststel­
lenleitung die Mitarbeiterversammlung ein. Die Mit­
arbeiterversammlung wählt sich einen Versamm­
lungsleiter.

(4) Der Wahlausschuß wählt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden und einen Schriftführer. Über alle 
Sitzungen des Wahlausschusses sind Niederschrif­
ten anzufertigen und von den Ausschußmitgliedern 
zu unterzeichnen.

(5) Wird ein Mitglied des Wahlausschusses zur 
Wahl für die Mitarbeitervertretung vorgeschlagen, 
so scheidet es aus dem Wahlausschuß aus; an seine 
Stelle tritt das Ersatzmitglied mit der nächstniedri­
geren Stimmenzahl. Ist der Wahlausschuß auch nach
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Eintreten der Ersatzmitglieder nicht mehr vollzäh­
lig, erfolgt eine Neuwahl in sinngemäßer Anwen­
dung von Absatz 3.

§ 2
Wählerliste

(1) Der Wahlausschuß stellt fest, wieviele Mitar­
beiter für die Mitarbeitervertretung unter ange­
messener Berücksichtigung der einzelnen Anstel­
lungsgruppen (§ 10 Absatz 1 des Gesetzes) zu wählen 
sind. Er stellt eine Liste auf, aus der Wahlberechti­
gung und Wählbarkeit der Mitarbeiter zu ersehen 
sind (Wählerliste).

(2) Spätestens zwei Wochen nach Bestellung des 
Wahlausschusses ist die Wählerliste bei der Dienst­
stelle oder den Dienststellen, für die eine Gemein­
same Mitarbeitervertretung gewählt werden soll, 
aufzulegen mit dem Hinweis, daß Einsprüche gegen 
deren Richtigkeit oder Vollständigkeit innerhalb 
einer Woche beim Wahlausschuß einzulegen sind. 
Über Einsprüche gegen die Wählerliste entscheidet 
der Wahlausschuß innerhalb einer weiteren Woche. 
Hält er einen Einspruch für begründet, ist die Wäh­
lerliste zu berichtigen; im anderen Falle ist der 
Einspruch schriftlich und mit einer Begründung ver­
sehen zurückzuweisen.

(3) Der Wahlausschuß fordert die Wahlberech­
tigten auf, innerhalb einer Frist von weiteren 2 Wo­
chen, beginnend mit dem in der Aufforderung be­
zeichneten Tag, bei dem Vorsitzenden des Wahlaus­
schusses Vorschläge für die zu wählenden Mitglie­
der der Mitarbeitervertretung einzureichen.

§ 3
Wahlvorschläge

(1) Die wahlberechtigten Mitarbeiter können in­
nerhalb der Frist gemäß § 2 Absatz 3 dem Wahlaus­
schuß schriftlich Vorschläge zur Wahl für die Mit­
arbeitervertretung einreichen.

(2) Ein Wahlvorschlag muß in Dienststellen mit 
101 und mehr wahlberechtigten Mitarbeitern von 
mindestens 5, in den übrigen Fällen von mindestens 
3 Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Den Vor­
schlägen ist eine schriftliche Zustimmungserklärung 
der Vorgeschlagenen zu ihrer Aufnahme in den 
Wahlvorschlag beizufügen.

§ 4
Prüfung der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlausschuß prüft unverzüglich die 
Wahlvorschläge und teilt Beanstandungen dem 
Erstunterzeichneten und den Vorgeschlagenen mit. 
Vor Ablauf der Vorschlagsfrist (§ 2 Absatz 3) prüft 
der Wahlausschuß, ob mindestens so viele Wahlvor­
schläge eingegangen sind, wie Mitglieder der Mit­
arbeitervertretung zu wählen sind. Sind weniger 
Vorschläge eingegangen, kann die Vorschlagsfrist 
um eine weitere Woche verlängert werden; sind 
keine weiteren Vorschläge eingegangen oder ent­
sprechen die eingereichten Wahlvorschläge nicht der 
Zahl der zu wählenden Mitglieder der Mitarbeiter­
vertretung, werden die Wahlvorschläge durch den 
Wahlausschuß auf die vorgeschriebene Zahl ergänzt.

(2) Nach Ablauf der Vorschlagsfrist stellt der 
Wahlausschuß die unbeanstandet vorgeschlagenen 
Mitarbeiter, getrennt nach Anstellungsgruppen, in 
alphabetischer Reihenfolge in einer Liste zusam­
men, die den Mitarbeitern spätestens eine Woche 
nach Ablauf der Vorschlagsfrist durch Aushang oder 
auf andere geeignete Weise bekanntzugeben ist.

(3) Über Beanstandungen, die durch Verhandlun­
gen mit den Einreichern der Vorschläge nicht beho­
ben werden können, entscheidet der Wahlausschuß.

§ 5
Vorbereitung der Wahl

(1) Der Wahlausschuß fertigt auf Grund der Wahl­
vorschläge Stimmzettel an, die die Namen der zur 
Wahl vorgeschlagenen Mitarbeiter in alphabetischer 
Reihenfolge enthalten sowie die Angabe, wieviele 
Mitglieder der Mitarbeitervertretung zu wählen 
sind und wieviele Namen auf dem Stimmzettel 
höchstens angekreuzt werden dürfen.

(2) Die Wahl muß innerhalb von einem Monat 
nach Ablauf.der Wahlvorschlagsfrist stattfinden. 
Der Zeitpunkt der Wahl ist vom Wahlausschuß fest­
zusetzen und spätenstens zwei Wochen vor dem in 
Aussicht genommenen Termin bekanntzugeben.

(3) Der Zeitraum für die Wahlhandlung muß in­
nerhalb der Dienstzeit liegen; er soll mindestens 
2 Stunden betragen. Zur Wahlzeit Abwesende so­
wie die Mitarbeiter von Dienststellen gemäß § 5 
Abs. 2 des Gesetzes, die außerhalb des Ortes, in dem 
die Wahlhandlung stattfindet, wohnen oder be­
schäftigt sind, sind zur Briefwahl zuzulassen. Das 
Nähere regelt der Wahlausschuß.

§ 6
Wahlgang

(1) Die Wähler sind an die auf den Stimmzetteln 
aufgeführten Namen gebunden.

(2) Jeder Wähler soll soviel Namen der jeweils zu 
wählenden Arbeiter, Angestellten und Beamten an­
kreuzen, als Mitglieder der Mitarbeitervertretung 
nach § 2 Abs. 1 zu wählen sind.

(3) Stimmzettel sind ungültig,
a) wenn mehr Namen als zu wählende Mitglieder 

der Mitarbeitervertretung angekreuzt sind,
b) wenn der Stimmzettel seinem ganzen Inhalt nach 

durchgestrichen ist,
c) wenn der Stimmzettel einen Vorbehalt oder eine 

Verwahrung in bezug auf seinen ganzen Inhalt 
enthält,

d) wenn sie unterschrieben oder mit Bemerkungen 
oder Zeichen versehen sind.

Stimmzettel, auf denen weniger Namen als zu­
lässig angekreuzt sind, oder die teilweise ohne Vor­
behalt oder Verwahrung abgegeben wurden, sind 
insoweit gültig.

(4) Die Stimmzettel werden in Wahlumschlägen 
abgegeben. Stimmzettel und Wahlumschläge müssen 
jeweils einheitliches Aussehen haben. Sie sind den 
Wahlberechtigten vor der Stimmabgabe im Wahl­
raum auszuhändigen.
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(5) Bei der Stimmabgabe müssen mindestens zwei 
Mitglieder des Wahlausschusses anwesend sein. Der 
Wähler hat den Wahlumschlag mit seinem Stimm­
zettel am Wahltag persönlich in Gegenwart eines 
Mitglieds des Wahlausschusses in eine vor Beginn 
der Wahlhandlung verschlossene Wahlurne zu stek- 
ken. Die Stimmabgabe ist von einem Mitglied des 
Wahlausschusses in der Wählerliste zu vermerken.

(6) Wahlberechtigte Mitarbeiter, die an der per­
sönlichen Stimmabgabe verhindert sind, sowie Mit­
arbeiter von Dienststellen, für die eine Gemeinsame 
Mitarbeitervertretung gewählt werden soll, haben 
die Möglichkeit der Briefwahl. Dabei hat der Mit­
arbeiter den allgemein vorgesehenen Wahlumschlag 
mit seinem Stimmzettel in einem besonderen Brief­
umschlag mit Absenderangabe so rechtzeitig dem 
Wahlausschuß zu übersenden, daß er spätestens bis 
zum Ablauf der Wahlzeit eingegangen ist.

§ 7
Feststellung und Bekanntgabe des Wahlergebnisses

(1) Nach Abschluß der Wahl, über deren Verlauf 
ein Protokoll aufzunehmen ist, wird das Wahlergeb­
nis durch den Wahlausschuß festgestellt. An der 
Feststellung des Wahlergebnisses können die wahl­
berechtigten Mitarbeiter teilnehmen.

(2) Die Mitglieder des Wahlausschusses öffnen die 
Wahlurne und prüfen, ob die Zahl der abgegebenen 
Wahlumschläge mit den Eintragungen in der Wäh­
lerliste übereinstimmt; nach Zählung der abge­
gebenen Stimmen wird festgestellt, wieviele Stim­
men auf die einzelnen Namen entfallen. Die zur 
Wahl vorgeschlagenen Mitarbeiter sind nach der 
Reihenfolge der auf sie innerhalb ihrer Anstellungs­
gruppe entfallenen Stimmenzahl als Mitglieder der 
Mitarbeitervertretung oder als Ersatzmitglieder 
gewählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) Die Feststellung des Wahlergebnisses ist in 
dem aufzunehmenden Protokoll (Absatz 2) zu ver­
merken. Es ist von allen Mitgliedern des Wahlaus­
schusses zu unterschreiben.

(4) Der Wahlausschuß gibt das Wahlergebnis in 
geeigneter Weise, insbesondere durch Aushang in 
der Dienststelle bekannt. Die Bekanntgabe muß 
2 Wochen ausgehängt werden und den Hinweis ent­
halten, daß die Wahl nach § 12 Absatz 1 des Geset­
zes binnen einer Frist von zwei Wochen nach Be­
kanntgabe des Wahlergebnisses beim Sehlichtungs- 
ausschuß angefochten werden kann. Die Frist ist im 
Aushang unter Angabe der jeweiligen Termine ge­
nau zu bezeichnen.

(5) Der Wahlausschuß benachrichtigt die gewähl­
ten Mitglieder und Ersatzmitglieder schriftlich von 
dem Ergebnis der Wahl. Die Wahl gilt als angenom­
men, wenn der Gewählte nicht innerhalb von einer 
Woche nach Erhalt der Benachrichtigung schriftlich 
erklärt, daß er die Wahl ablehnt. Lehnt er die Wahl 
ab, rückt als Ersatzmitglied der nichtgewählte Kan­
didat mit der nächstniedrigeren Stimmenzahl aus 
der Anstellungsgruppe des Ablehnenden in die Mit­
arbeitervertretung ein.

(6) Der Wahlausschuß teilt das Wahlergebnis der 
Dienststellenleitung schriftlich mit.

§ 8
Vereinfachtes Wahlverfahren

(1) In Dienststellen mit in der Regel nicht mehr 
als 30 Mitarbeitern kann die Mitarbeitervertretung 
in einer nach § 1 Abs. 3 einzuberufenden Versamm­
lung der wahlberechtigten Mitarbeiter gewählt 
werden.

(2) Der nach § 1 Abs. 3 zu wählende Versamm­
lungsleiter übernimmt die Aufgaben des Wahlaus­
schusses. Er erläutert die Voraussetzungen und die 
Form des vereinfachten Wahlverfahrens. Wird ge­
gen die Anwendung dieses Verfahrens kein Wider­
spruch erhoben, so fordert der Versammlungsleiter 
die Versammlung auf, schriftlich aus ihrer Mitte 
Wahlvorschläge zu machen. Auf die Wahl finden 
die §§ 6 und 7 sinngemäße Anwendung.

(3) Wird in der Versammlung gegen die Durch­
führung eines vereinfachten Wahlverfahrens Wider­
spruch erhoben, ist ein Wahlausschuß zu wählen, 
der die Wahl nach den §§ 2 bis 7 vorbereitet und 
durchführt.

§ 9
Anfechtung der Wahl

(1) Die Wahl kann innerhalb von zwei Wochen 
nach Mitteilung des Wahlergebnisses beim Schlich­
tungsausschuß angefochten werden. Die Anfechtung 
muß schriftlich unter gleichzeitiger Angabe der 
Gründe erfolgen. Die Anfechtungserklärung muß 
von mindestens drei Wahlberechtigten unterschrie­
ben sein.

(2) Die Anfechtung kann nur damit begründet 
werden,
a) daß die Wahl behindert oder in unlauterer Weise 

beeinflußt worden ist oder
b) daß wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, 

die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren ver­
letzt worden sind.

(3) Stellt der Schlichtungsausschuß fest, daß die 
Anfechtung begründet ist, ist die Wahl vom Wahl­
ausschuß für ungültig zu erklären und innerhalb 
von vier Wochen zu wiederholen.

(4) Stellt der Schlichtungsausschuß fest, daß die 
geltend gemachte Verletzung von Vorschriften das 
Ergebnis der Wahl nicht beeinflussen konnte, ist 
die Wahl gültig.

(5) Wird nur die Wahl einzelner Mitglieder der 
Mitarbeitervertretung für ungültig erklärt, ist ent­
sprechend § 7 Abs. 5 Satz 3 zu verfahren.

§ 10
Wahlakten

Die Wahlakten werden von der Mitarbeiterver­
tretung bis zur Beendigung ihrer Amtszeit aufbe­
wahrt. Ihr weiterer Verbleib oder ihre Vernich­
tung richten sich nach den allgemeinen Vorschriften 
über die Aufbewahrung von Akten.
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§ 11
Wahl von Mitarbeitervertretungen 

in besonderen Fällen
(1) Auf die Wahl

a) Gemeinsamer Mitarbeitervertretungen (§ 5 Abs. 4 
des Gesetzes),

b) der Mitarbeitervertretung in der Verwaltung des 
Evang. Oberkirchenrats (§ 5 Abs. 5 des Gesetzes), 

c) der Mitarbeitervertretungen landeskirchlicher 
Mitarbeiter (§ 5 Abs. 6 des Gesetzes)

finden die §§ 1 bis 10 sinngemäß Anwendung.
(2) Die Zahl der Mitglieder von Gesamtmitarbei­

tervertretungen (§ 5 Abs. 3 und 6 Satz 2 des Ge­
setzes) bestimmt sich nach § 6 des Gesetzes. Die Mit­
glieder der Gesamtmitarbeitervertretung werden 
von den einzelnen Mitarbeitervertretungen in sinn­
gemäßer Anwendung der §§ 1 bis 10 bestimmt.

§ 12
Kosten der Wahl

Die Kosten der Wahl trägt die Dienststelle. Die 
Dienststellenleitung stellt die Einrichtungen bereit, 
die für eine geheime Wahl erforderlich sind, insbe­
sondere Stimmzettel, Wahlumschläge und Wahl­
urne.

§ 13
Inkrafttreten

Diese Wahlordnung tritt mit dem Tag ihrer Ver­
kündung in Kraft.

Karlsruhe, den 8. Juni 1971

Evangelischer Oberkirchenrat 
Im Auftrag
Niens

Verordnung 
zur Durchführung des kirchlichen Gesetzes über die 

Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Landeskirche in Baden
Vom 8. Juni 1971

Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt gemäß 
§ 43 Absatz 5 des kirchlichen Gesetzes über die Bil­
dung von Mitarbeitervertretungen in der Evangeli­
schen Landeskirche in Baden vom 29. April 1971 
(VBI. S. 101) nachstehende Verordnung:

§ 1
Zu SS1—4

In allen Dienststellen nach § 2 des Gesetzes sind 
bis zum 1. November 1971 Mitarbeitervertretungen 
nach Maßgabe des Gesetzes zu bilden. Die Dienst­
stellenleitungen haben für die rechtzeitige Einlei­
tung des Wahlverfahrens nach Maßgabe der Wahl­
ordnung zu sorgen.

§ 2
Zu § 5 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3

(1) Die Bezirkskirchenräte und Kirchengemeinde­
räte bestimmen im Benehmen mit der Mitarbeiter­
versammlung (§ 3 des Gesetzes), für welche ihrer 
Dienststellen eigene Mitarbeitervertretungen gebil­
det werden. Das Wahlverfahren sowie die Bildung 
einer Gesamtmitarbeitervertretung richten sich nach 
den Bestimmungen der Wahlordnung.

(2) In der gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes zu er­
lassenden Satzung ist die Zusammenarbeit der Mit­
arbeitervertretungen, der Gesamtmitarbeitervertre­
tung und der Dienststellenleitung untereinander zu 
regeln sowie die Zuständigkeiten der Mitarbeiter­
vertretung und der Gesamtmitarbeitervertretung 
gegenüber der Dienststellenleitung voneinander ab­
zugrenzen und die Zusammensetzung der Gesamt­
mitarbeitervertretung zu bestimmen.

§ 3
Zu § 5 Absatz 4

Zur Bildung Gemeinsamer Mitarbeitervertretun­
gen innerhalb eines Kirchenbezirks können Dienst-

stellen sowohl des Kirchenbezirks als auch der Kir­
chengemeinden zusammengefaßt werden. Der Be­
zirkskirchenrat stellt fest, bei welchen Dienststellen 
im Kirchenbezirk weniger als 10 Mitarbeiter (§ 3 
des Gesetzes) beschäftigt sind und bestimmt nach 
Anhörung der Dienststellenleitungen (Kirchenge­
meinderäte) und ihrer Mitarbeiter, für welche die­
ser Dienststellen eine Gemeinsame Mitarbeiterver­
tretung zu bilden ist. Die Dienststellen sollen so zu­
sammengefaßt werden, daß für nicht mehr als 50 
wahlberechtigte Mitarbeiter eine Gemeinsame Mit­
arbeitervertretung gebildet wird.

§ 4
Zu § 5 Absatz 5

(1) Die Wahl der Mitarbeitervertretung beim 
Evangelischen Oberkirchenrat bestimmt sich nach 
§ 11 der Wahlordnung. Sie besteht aus 9 Mitgliedern, 
und zwar
a) 3 Beamten oder Pfarrern,
b) 3 Angestellten

aus der Verwaltung des Evangelischen Oberkir­
chenrats (einschl. Evang. Landeskirchenkasse, 
Evang. Kirchenbauamt, kirchliche Werke, Evang. 
Akademie, Kirchliche Zusatzversorgungskasse, 
Bezirksrechnungsämter und Studentenpfarr-

' ämter),
c) je 1 von den wahlberechtigten Mitarbeitern der 

Evangelischen Pflege Schönau in Heidelberg mit 
ihren Außenstellen, der landeskirchlichen Heime 
und der landeskirchlichen Schulen gewählten 
Mitglied.
Die Dienststellenbereiche gemäß Buchstabe c bil­

den jeweils einen eigenen Wahlbezirk.
(2) Beim Evangelischen Seminar für Wohlfahrts­

pflege und Gemeindedienst in Freiburg i. Br. wird
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eine eigene Mitarbeitervertretung gebildet. Ihre Zu­
ständigkeiten bestimmen sich nach Abschnitt IV und 
§ 42 des Gesetzes. Dienststellenleitung im Sinne von 
§ 4 des Gesetzes ist die Leitung des Seminars.

(3) Die bei der Evangelischen Pflege Schönau in 
Heidelberg und ihren Außenstellen beschäftigten 
Waldarbeiter bilden eine eigene Mitarbeitervertre­
tung nach Maßgabe des Gesetzes. Dienststellenlei­
tung im Sinne von § 4 des Gesetzes ist der Vorstand 
der Evangelischen Pflege Schönau in Heidelberg.

(4) Bei Mitarbeitervertretungen gemäß § 5 Ab­
satz 5 Satz 2 des Gesetzes ist Dienststellenleitung die 
Stelle, die die unmittelbare Dienstaufsicht im Auf­
trag des Evangelischen Oberkirchenrats führt.

(5) Die Mitarbeitervertretung beim Evangeli­
schen Oberkirchenrat und die nach § 5 Absatz 5 Satz 2 
des Gesetzes gebildeten Mitarbeitervertretungen bil­
den eine Gesamtmitarbeitervertretung nach § 11 der 
Wahlordnung.

§ 5
Zu § 5 Absatz 6, § 8 Absatz 4

(1) Landeskirchlicher Mitarbeiter im Sinne die­
ser Bestimmungen ist nur, wer in einem unmittel­
baren Dienstverhältnis zur Evangelischen Landes­
kirche in Baden steht, unbeschadet seines Dienst­
sitzes. Pfarrdiakone, die mit der Verwaltung einer 
Gemeindepfarrstelle beauftragt sind (§ 1 Absatz 2 
des kirchlichen Gesetzes über den Dienst des Pfarr­
diakons), sind zu der Mitarbeitervertretung gemäß 
§ 5 Absatz 6 des Gesetzes nicht wahlberechtigt.

(2) Für folgende Mitarbeiter gemäß Absatz 1 
werden Mitarbeitervertretungen für den Bereich 
der Landeskirche gebildet:
a) Pfarrdiakone, soweit sie nicht ein Gemeinde­

pfarramt verwalten, -
b) Religionslehrer mit seminaristischer Vorbildung, 
c) Mitarbeiter(-innen) in den Bezirksstellen für 

Diakonie einschließlich kirchlicher Sozialarbeiter 
(-innen) in gemeindebezogener Arbeit,

d) Gemeindediakone(-innen),
e) Sozialpädagogen und Jugendwarte in Kirchenbe­

zirken und Kirchengemeinden.
Die Bildung und Zuständigkeit der von diesen Mit­
arbeitern zu wählenden Mitarbeitervertretungen 
bestimmen sich nach dem Gesetz und der Wahl­
ordnung.

(3) Die Mitarbeitervertretungen nach Absatz 2 
bilden eine Gesamtmitarbeitervertretung in sinnge­
mäßer Anwendung von § 5 Absatz 3 des Gesetzes.

(4) Die Gesamtmitarbeitervertretungen nach Ab­
satz 3 und § 4 Absatz 5 können gemeinsame Sitzun­
gen abhalten.

(5) Die Bildung von Vereinigungen und Vertre­
tungen einzelner Mitarbeitergruppen zur Beratung 
ihrer Standesfragen bleibt unberührt.

§ 6
Zu $ 8 Absatz 3

Mitarbeiter, die zu einer anderen Dienststelle ab­
geordnet und in ihr noch nicht wahlberechtigt sind; 
sind gemäß § 6 Absatz 6 der Wahlordnung von dem 
für ihre Dienststelle gebildeten Wahlausschuß zur 
Briefwahl aufzufordern.

§ 7
Zu § 9 Absatz 2

Mitarbeiter in der Berufausbildung (§ 9 Absatz 
2 c des Gesetzes) sind wählbar, sofern sie in einem 
Angestelltenverhältnis zu ihrer Dienststelle stehen.

§ 8
Zu § 18

Bei Gemeinsamen Mitarbeitervertretungen und 
Gesamtmitarbeitervertretungen gemäß § 5 Absatz 3 
und 4 des Gesetzes sowie Mitarbeitervertretungen 
nach § 5 Absatz 6 des Gesetzes bestimmt deren Vor­
sitzender den Ort der Sitzung.

§9
Zu S 21

Die Wahlkosten sowie die Kosten für die Tätig­
keit der Mitarbeitervertretungen sind von den nach 
dem Gesetz zuständigen Dienststellen in ihre Haus­
haltspläne einzustellen.

§ 10
Zu §§ 25—29

Im Rahmen des Gesetzes können Einzelheiten der 
allgemeinen Aufgaben der Mitarbeitervertretungen 
sowie der Mitwirkung und Mitbestimmung durch 
Dienstvereinbarung zwischen der Dienststellenlei­
tung und der Mitarbeitervertretung geregelt werden.

§ 11
Zu §§ 37—39

(1) Der Schlichtungsausschuß hat seinen Sitz in 
Karlsruhe. Geschäftsstelle des Schlichtungsausschus­
ses ist die für das kirchliche Verwaltungsgericht ein­
gerichtete Geschäftsstelle.

(2) Die Niederschrift in den Verhandlungen und 
Beweisaufnahmen des Schlichtungsausschusses wird 
von einem Schriftführer gefertigt. Der Schriftführer 
wird vom Vorsitzenden des Schlichtungsausschusses 
bestellt und bei Beginn seiner Tätigkeit auf sein Amt 
verpflichtet.

(3) Die Dienststellenleitungen und kirchlichen 
Verwaltungsstellen leisten dem Schlichtungsaus­
schutz Rechts- und Amtshilfe.

(4) Auf die Mitglieder des Schlichtungsausschus­
ses sowie auf das Verfahren finden der zweite, vierte 
und fünfte Abschnitt des kirchlichen Gesetzes über 
die Ordnung der kirchlichen Verwaltungsgerichts­
barkeit vom 16. 4. 1970 (VBI. S. 53) sinngemäß An­
wendung, soweit nach dem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist.

§ 12
Diese Verordnung tritt mit dem Tag ihrer Ver­

kündung in Kraft.

Karlsruhe, den 8. Juni 1971

Evangelischer Oberkirchenrat
Im Auftrag
Niens

Hinweis
Den Empfängern dieses Gesetzes- und Verord­

nungsblattes geht gleichzeitig ein Abdruck der Be­
gründung zum Entwurf des Mitarbeitervertretungs­
gesetzes, wie er der Landessynode mit dem Gesetz­
entwurf im Frühjahr 1971 vorgelegt wurde, zu.


